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Sind Menschen mit Behinderung Teil des 
luxemburgischen Stadtbildes oder findet eine 
gewisse „Ghettoisierung“ statt?

Corinne Cahen: Ich denke nicht, dass 
wir es mit einer Ghettoisierung zu tun 
haben. Die Ateliers protégés sind nicht 
aus der Welt. In Düdelingen befinden 
sich diese beispielsweise direkt am Orts- 
eingang. Es ist aber klar, dass es in Lu-
xemburg schwer ist, geeignete Gelände 
zu finden, daher freuen wir uns über alle 
Plätze, die wir haben. Ich war schon in 
sehr vielen Ateliers protegés, hatte aber 
nie das Gefühl, mich in einem Ghetto 
zu befinden. Es stimmt, dass Busse die 
Menschen dorthin bringen und wieder 
abholen, aber ist der Geesseknäppchen 
denn dieser Definition zufolge auch ein 
Ghetto, weil Kinder dort vom Bus ab-
gesetzt und danach wieder nachhause 
gefahren werden?

Wie wird die Definition von Behinderung 
in Luxemburg konzipiert?

C.C.: Ich habe ein Problem mit der De-
finition von Behinderung. Bin ich be-
hindert, weil ich kurze Beine habe und 
im Supermarkt nicht an das oberste 
Regal komme? Im Grunde genommen 
müssten wir eher inklusiv denken und 
jeden in unsere Gesellschaft mit ein-
bringen. Deshalb arbeiten wir im Mi-
nisterium daran, jedem den Zugang zu 
allem – so weit wie möglich – zu öffnen.

Sandy Zoller: Das Definitionsproblem 
gab es auch, als die UN-Behinderten-
rechtskonvention verfasst wurde. Es be-
steht immer das Risiko, dass jemand ver-
gessen wird, wenn man eine allgemein 
gültige Definition formulieren möchte. 
Falls eine solche aber nun erforderlich ist, 
dann würden wir uns an die Richtlinien 
der Konvention halten. Diese besagt, dass 
man in der Interaktivität mit verschiede-
nen äußerlichen Barrieren behindert ist.

Wie durchsetzungsfähig ist das Konzept des 
„Design for all“ in Anbetracht des „land-
läufigen“ Bildes von Behinderung, das nicht 
zwingend modern ist?

C.C.: Es ist eine Mentalitätsfrage und es 
gibt Dinge, an die man nicht denkt, wenn 
man valide ist. Ich habe selbst solche Si-
tuationen erlebt, als ich zum ersten Mal 
Mutter wurde. Auf dem „Aldringer“ war 
es absolut unmöglich, mit dem Kinder-
wagen zum Bus zu gelangen, weil auf dem 
Fußgängerweg nicht einmal zwei Perso-
nen nebeneinander gehen konnten. Des-
halb musste man über die Busspur laufen. 
Da war gar nicht daran zu denken, den 
Weg mit einem Rollstuhl zu bestreiten. 

Daher ist es für uns so wichtig, Menschen 
bewusst zu machen, dass es bei einer Re-
novierung oder einem Neubau nicht mehr 
kostet, bestimmte Vorkehrungen zu tref-
fen. Spätere Eingriffe werden weitaus kos- 
tenintensiver. Die Politik muss als Erste 
das „Design for all“ mitdenken. Ich habe 
aber den Eindruck, dass sich auch immer 
mehr Privatpersonen dafür interessieren, 
weil sie nun mal lange bei sich zuhause 
bleiben möchten.

Wie sehen Sie den Sensibilisierungsbedarf 
auf höherer, politischer Ebene? Worin besteht 
dieser?

C.C.: Wir betonen vor allem, dass eine 
Behinderung nicht zwingend mit einem 
Rollstuhl in Verbindung gebracht werden 
muss. Personen, die beispielsweise nicht 
oder nur schlecht sehen, werden häufig 
vergessen. Diese Art der Einschränkung 
erfordert aber zudem eine ganz andere 
Zugänglichkeit. Insbesondere ein Ort in 
Luxemburg ist auf der Ebene der Zugäng-
lichkeit eine absolute Katastrophe: die 
Chamber. Dies betone ich seit nunmehr 
fast drei Jahren, ohne dass diesbezüglich 
etwas passiert. Wenn ein Rollstuhlfahrer 
ins Parlament gewählt wird, würde ich 
gerne sehen, wie er das Rednerpult er-
reicht. Ich merke es ja auch an mir selbst: 
Das Pult ist so hoch, dass ich nicht einmal 
gestikulieren kann, wenn ich spreche. Un-
zugänglicher als die Chamber geht eigent-
lich nicht.

„Barrierefreiheit bedeutet auch 
Selbstbestimmung“

Interview mit Corinne Cahen (Familienministerin) und Sandy Zoller (Verantwortliche für 
die Abteilung „Personnes handicapées“) über Barrieren in Luxemburg 

„Unzugänglicher 
als die Chamber 
geht eigentlich 

nicht.“



39Accessibility  Oktober 2016

Sie haben sehr viele Aufgaben in ihrem 
Ministerium. Führt das dazu, dass manche
Teilbereiche unter den Tisch fallen? Wäre 
ein eigenes Ministerium für Handicap, wie 
in den 90ern, wünschenswert?

C.C.: Das würde doch auch wieder 
eine Ghettoisierung mit sich bringen. 
Und nein, es sind nicht zu viele Aufgaben.

Wenn man sich Ihre Steckenpferde in den 
Medien ansieht, so fallen Sie aber nicht 
unbedingt mit Projekten in Bezug auf das 
Thema Handicap auf ...

C.C.: Ich halte es gerade im Behinderten-
bereich für falsch, die Leute permanent zu 
zeigen. Da hat man schon ein schlechtes 
Gefühl dabei, wenn man von Inklusion 
spricht. Diese wird anders hergestellt. Sie 
geschieht im Alltag und nicht dadurch, 
dass der Minister mit 20 Fotografen ir-
gendwo hingeht und dann zeigt, wie die 
Menschen aussehen. Natürlich gehören 
derartige Termine auch zur Aufgabe des 
Ministers, aber vor allem ist dafür zu sor-
gen, dass die Zugänglichkeit gewährleistet 
ist. Es geht mir vor allem darum, dass 
ich zuhöre und mitbekomme, was fehlt 
und herausfinde, was die Politik noch tun 
kann. Diese kann wiederum auch nicht 
alle Probleme lösen. Sie kann beispiels-
weise einen Mentalitätswechsel antreiben, 
aber das muss schon von selbst in den 
Köpfen der Menschen ankommen. 

Das Wichtigste dabei ist, permanent mit 
den Betroffenen in Kontakt zu sein. Ein 
Beispiel sind Hörgeschädigte, die mir oft 
sagen, was sie noch brauchen. Da sind 
häufig Dinge dabei, an die man nicht 
sofort denkt. Wir bieten jetzt die Gebär-
denübersetzung permanent an, sowohl 
bei Budgetdebatten als beispielsweise 
auch bei der Rede zur Lage der Nation. 
Wir haben eine Gebärdendolmetscherin 
eingestellt, die unter anderem das Brie-
fing des Premiers und Parlamentsdebat-
ten übernimmt, wenn große Dossiers 
anstehen. Sie ist vor allem aber dafür da, 
Menschen zu helfen, wenn sie in eine 
Verwaltung gehen, um dort die Überset-
zung zu machen. Das ist auch ein Stück 
Zugänglichkeit.

Sie haben in mindestens drei Interviews in 
letzter Zeit die Formulierung benutzt: „Ich 

möchte denen helfen, die es wirklich nötig 
haben.“ Wer hat es denn am nötigsten?

C.C.: Ich denke nicht, dass man da ein 
Ranking aufstellen sollte. Ich möchte be-
tonen, dass ich mir speziell dieses Ministe-
rium erbeten und alles andere abgelehnt 
habe, was mir angeboten wurde. Ich ar-
beite gerne mit und für Menschen.

Uns wurde jedoch zugetragen, dass Sie gerade 
in diesem Bereich Ihre Dossiers oftmals nicht 
ausreichend kennen ...

C.C.: Ich kenne meine Dossiers, auch 
wenn ich manchmal nicht sofort jedes 
kleine Detail sofort präsent habe. Ich 
glaube dass ich in der Vergangenheit dies 
auch schon öfters unter Beweis stellen 
konnte. Ich denke zum Beispiel an die oft 
schwierigen Verhandlungen zum neuen 
„Assurance Dépendance“-Gesetz, bei dem 
ich mich immer wieder unermüdlich für 
die spezifischen Belange von Menschen 
mit Behinderung eingesetzt habe. Es ist 
wie bei den Journalisten. Früher sagte 
man: Das ist eine „tête bien faite“ und 
nicht eine „tête bien pleine“. Das bedeutet 
soviel wie, dass man wissen muss, wo man 
nachfragen kann. Und so gestaltet sich das 
auch bei uns im Ministerium. Ich besuche 
auch Institutionen. Aber Sie wissen ja wie 
das ist, wenn ein Minister sich ankündigt, 
dann findet er vor Ort häufig nicht den 
normalen Alltag vor. Das heißt, die Rea-
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lität vor Ort sehen die Beamten oft besser 
als ich. 

Es gibt also keine Tendenz hin zu einem ein-
zelnen Ministerium?

C.C.: Die Frage stellt sich überhaupt 
nicht. Also mir wäre es noch lieber, wir 
bräuchten gar kein Ministerium mehr, 
weil dann wäre die Inklusion ja gelungen. 
Außerdem kommen wir damit wieder zur 
Definition des Handicaps. Autismus ist oft 
ein aussagekräftiges Beispiel. Früher hieß 
es: Der Junge oder das Mädchen verhält 
sich komisch. Heute hat man Diagnosen, 
wie zum Beispiel Autismus. Aber handelt 
es sich automatisch um eine Behinderung? 
Ziel ist es ja, eine Gesellschaft zu schaffen, 
in der jeder seinen Platz findet. Dann ist 
das alles im Grunde egal und man muss 
nicht mehr mit Prozentsätzen definieren, 
wie sehr jemand behindert ist. Dann ist er 
eben so wie er ist und wird auch so akzep-
tiert. Mit seinen Fähigkeiten, denn jeder 
hat welche.

S.Z.: Ein einzelnes Ministerium für Han-
dicap ist gar nicht machbar, da es sich 
um ein transversales Thema handelt und 
die Kompetenzen der verschiedenen Mi-
nisterien festgelegt sind. Deshalb haben 
wir in den einzelnen Ministerien Kon-
taktpersonen mit denen wir zusammen-
arbeiten. Diese sollen in ihrem Ministe-
rium die jeweilige Schwerpunktthematik  
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promoten, damit dort disability main-
streaming zustande kommt.

Wer sind diese Personen genau?

C.C: Es handelt sich um Kontaktperso-
nen, die von ihrem Minister ernannt wer-
den, mit Expertise in ihrem jeweiligen 
Bereich. Gerade bei Arbeit, Transport, 
Bildung und auch der „Securité sociale“ 
sind sie für uns sehr wichtig. Sie kennen 
sich beispielsweise aus in allem, was mit 
spezialisierten Bussen zu tun hat. Wenn 
behinderte Menschen bei uns nachfragen,
weil sie ein Problem mit einem Bus haben, 
dann sprechen wir mit unserer Kontakt-
person, schildern das Problem und suchen 
gemeinsam nach einer Lösung.

Fungieren diese auch wie eine Art watch-
dogs?

C.C.: Wir sind im Grunde genommen die 
watchdogs und versuchen diese Personen 
mit zu sensibilisieren, damit sie zu unseren 
watchdogs in ihren Ministerien werden.

S.Z.: Wir treffen die Kontaktpersonen 
und erklären, was auf internationalem 
Plan im Bereich des „Design for all“ von 
uns erwartet wird. Es geht einfach darum, 
dass immer wenn ein Gesetz geschrieben 
wird, beachtet wird, ob es spezielle Impli-
kationen für behinderte Menschen gibt. 
Zum Beispiel bei den Abgaben für Autos 
ist zu Anfang nicht bedacht worden, dass 
Menschen mit Rollstuhl ein größeres Auto 
brauchen und nun mal nicht mit einem 
Smart fahren können. Dies wurde dann 
schnell abgeändert. Das sind Griffe, die 
möglich werden, weil benannte Kontakt-
personen in den jeweiligen Ministerien 
sitzen. Es soll zukünftig automatisch an 
derartige Dinge gedacht werden.

Sie haben im Dezember 2013 gegenüber der 
woxx geäußert, dass eine der Prioritäten bei 
der Umsetzung der Behindertenrechtskon-
vention das Aufstocken des Personals sei. Was 
hat sich diesbezüglich bisher getan?

C.C.: Wir haben in den letzten zwei 
Jahren Posten im Behinderten-Sektor 
geschaffen, u. a. um Klienten besser zu 
betreuen. Barrierefreiheit bedeutet auch 
Selbstbestimmung und Selbstbestimmung 
kann mit sich bringen, dass man trotzdem 

Zusammenfassung in Leichter 
Sprache

Dieser Text ist ein Gespräch mit Corinne 
Cahen und Sandy Zoller.

Beide arbeiten im Familienministerium.
Sie planen ein Gesetz.

In Luxemburg ist es eine Regel, dass 
öffentliche Gebäude so gebaut sein müs-
sen, dass jeder reinkommt.

Es soll nun eine Regel geben, dass zum 
Beispiel auch Geschäfte zugänglich sein 
müssen.

jemanden an der Seite hat, der einen bei 
bestimmten Tätigkeiten unterstützt. Per-
sonalaufstockung ist dementsprechend 
wichtig, denn das Recht frei und autonom 
zu sein, gehört auch zur Zugänglichkeit 
dazu.

Wo sind diese Stellen genau geschaffen wor-
den? Im Bereich der Beratung oder feste 
andere Stellen?

C.C.: Sowohl als auch.

S.Z.: Um ein konkretes Beispiel zu geben: 
Es wurde ebenfalls in Bezug auf die Be-
treuung von jungen behinderten Müttern 
aufgestockt. Das hat es davor kaum gege-
ben, wird aber immer mehr zum Thema.

Kultur kommt im Aktionsplan zur Umset-
zung der UN-Konvention nur viermal vor.
Wird dieser Bereich unterschätzt?

C.C.: Kultur ist ein extrem guter Vektor, 
um Menschen zu begegnen. Das hat nicht 
nur mit Handicap zu tun, sondern auch 
mit Integration. Ich bin beispielsweise 
sehr gerne in den Rotondes, weil es da 
eine bunte Mischung gibt: „Bobos“, Aus-
länder, Banker, Menschen mit und ohne 
Kinder, ... Für mich ist das der tollste Ort 
in Luxemburg-Stadt. Sowas schafft man 
nicht künstlich, sowas wächst. Es gibt je-
doch auch Orte in Luxemburg-Stadt, die 
allein aufgrund der finanziellen Hürden 
schon nicht zugänglich sind.

Ist Geld oft die größte Barriere in Luxem-
burg?

C.C.: Auf keinen Fall. Wenn man wirk-
lich etwas braucht, dann haben die Offices 
sociaux die Mittel und den Willen, jedem 
zu helfen. Wir haben ja doch ein recht eng 
gespanntes Sozialnetz. Im Bereich Handi-
cap werden die Lücken leider größer. Ich 
bleibe aber nach wie vor der Meinung, 
dass wir hier nicht am Geld scheitern. Es 
gibt Leute, die gehen nicht in die Grand 
Rue, weil sie finden, dass dort zu viele 
teure Geschäfte sind. Andererseits gibt es 
jedoch auch dafür ein Klientel. Es muss 
für verschiedenste Personen das passende 
Angebot geben. Nicht jeder mag die Ro-
tondes, nicht jeder mag die Groussgaass, 
nicht jeder mag mich und nicht jeder liest 
forum.

Halten Sie Menschen mit einer Behinderung 
für eine verkannte Zielgruppe?

S.Z.: Wir haben eine Erhebung bei den 
Geschäften der Groussgaass gemacht. 
Manche städtischen Geschäftsleute sind 
sehr offen, andere sagen sich: Warum soll 
ich meinen Shop zugänglich machen? Es 
kommt ja ohnehin nie eine behinderte 
Person. Im neuen Gesetz wollen wir un-
seren Anwendungsbereich breiter gestal-
ten, damit viel mehr Gebäude, zum Bei-
spiel auch Geschäftsgebäude, von Anfang 
an zugänglicher sind. Durch eine höhere 
Zugänglichkeit kommen dann auch mehr 
Kunden. Dementsprechend handelt 
es sich definitiv um eine unterschätzte 
Gruppe von Konsumenten. Das kann sich 
wie gesagt jedoch durch den neuen Geset-
zesentwurf ändern.

Welche Projekte stehen sonst noch an?

C.C.: Wir arbeiten im Moment an die-
sem Gesetzestext über Zugänglichkeit von 
Gebäuden. Dieser soll im Grunde genom-
men der große Wurf werden im Bereich 
Behinderung für diese Legislaturperiode. 
Wir hoffen, so schnell wie möglich!

Vielleicht Ende 2016?

CC: Nicht zur Abstimmung, aber wir ar-
beiten dran.

Danke für das Gespräch! u 

Das Gespräch wurde am 13.9.2016 geführt (AS/BM).
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(...) Der Stad Lëtzebuerg leien d’Doleancen 
a Besoin’en vu Mënschen mat spezifesche 
Bedürfnisser immens um Häerzen, wat 
och de Grond ass, firwat am Joer 2008 e 
Referent an Uspriechpartner fir de Per-
soune-Beräich kreéiert gouf an 2012 de 
Service intégration et besoins spécifiques 
an d’Liewe geruff gouf. Dëse Service IBS 
schafft momentan aktiv, an an Zesum-
menaarbecht mat alle Servicer vun der 
Stad, a mam CEFIS zesummen, un engem 
Aktiounsplang fir koherent Mesuren an 
deene Beräicher iwwert déi nächste Joren 
ëmzesetzen, déi et erméiglechen ebe grad 
d’Integratioun a Gläichstellung ze fërderen.

D’Stad Lëtzebuerg ass ënnert anerem 
déi eenzeg Gemeng, déi all Gemenge-
conseil an der Gebärdesprooch ubitt, 
an dëst och iwwert Livestream iwwer- 
dréit fir eben alle Betraffenen den Zou-
gang zu dësem wichtege Rendez-vous 
ze erméiglechen. Och gi bei alle gréis- 
seren Informatiounsversammlungen 
net nëmmen Iwwersetzungen an aner 
Sproochen ugebueden, mee och Gebär-
desprooch a Schreftdolmetscher, déi 
d’Leit kënne beim Service IBS ufroen.

(...) Mir sinn och mat dem KLARO, der Asso-
ciatioun déi notamment zu Lëtzebuerg 
d’Referenz ass fir Liicht Sprooch, an enkem 
Kontakt an hunn och intern Basisforma-
tioune gemaach (Service Communication 
et relations publiques, guides des Musées 
de la Ville de Luxembourg). Fakt ass awer 
deen, datt Liicht Sprooch zu Lëtzebuerg 
nach an de Kannerschong stécht, an datt 
et och schwiereg ass fir eng kleng Associa-
tioun de komplexen Demandë vun enger 
Gemeng wéi der Stad Lëtzebuerg noze-
kommen. An éischter Instanz ass et hei-
bäi wichteg sech mat den Associatiounen, 
déi mat de concernéierte Leit schaffen, an 
enger Berodungsstell wéi dem KLARO, 
zesummenzesetzen an ze definéiere wat 

d’prioritär Besoin’en vun de Betraffene 
sinn, a wat Sënn mécht a liichter Sprooch 
unzebidden a wat éischter net. An dësen 
Domainen ass et eis ëmmer ganz wichteg 
fir mat de Betraffenen ze schaffen, well déi 
am Beschte wësse wat hir Besoine sinn. 
Sou hu mir säit 2012 en Comité partici-
patif des besoins spécifiques wou betraffe 
Persoune bedeelegt si fir Prioritéite virze-
schloen an Aktiounen ëmzesetzen a säit 
2007 organiséiere mir all Joer en Treffe 
mat allen Veräiner a Betraffene fir zesum-
men eng Bilanz ze zéien a Prioritéite fir 
dat nächst Joer ze beschwätzen. 2016 hu 
mir 5 Themenowenter gemat fir a Rich-
tung vun engem Aktiounsplang ze schaffe 
wou mir mëttel- a laangfristeg Ziler 
kenne festhalen a progressiv ëmsetzen.

Wat de PAG konkret ugeet, sou ass ervirze-
hiewen datt d’Gesetzgebung virgesäit datt 
legal Texter zu Lëtzebuerg op Franséisch 
verfaasst ginn, wat hei och op de PAG als 
offiziell Prozedur zoutrëfft. Et handelt sech 
heibäi ausserdeem em en extrem volumi-
néist Dokument an d’Stad Lëtzebuerg wëll 
op kee Fall de Risiko agoe fir Informatiou-
nen ze diffuséieren (a liichter Sprooch 
oder enger anerer Sprooch), déi kéinten 
zu Interpretatiounsfeeler oder Malenten-
due leeden, eben duerch de Fait datt se 
emformuléiert, resp. iwwersat gi sinn.

An deem Kontext waren allerdéngs 6 
Informatiounsversammlungen organi-
séiert ginn, wou all Awunner ageluede 
goufen (invitation toutes-boîtes an 
Informatioun an de Medien an Informa-
tiounskanale vun der Gemeng), fir ze 
assistéiere fir eben de PAG presentéiert 
ze kréie souwéi déi néideg Explikatiou-
nen ze kréien. Bei dëse Reunioune ware 
jeeweils tëschent 250 a 500 Leit präsent, 
a et gouf wéi ëmmer eng Iwwersetzung 
an aner Sprooche souwéi, op Demande, 
a Gebärdesprooch ugebueden. De Schäf-

ferot souwéi d’Servicer vun der Gemeng 
stoungen no all Versammlung de Leit zur 
Verfügung fir nach weider Explikatiou-
nen ze ginn, resp. Froen ze beäntwerten.

Duerno waren, wéi et d’Legislatioun vir-
gesäit (30 Deeg ab dem 20. Juni 2016) 
d’Representante vum Urbanismus vun der 
Stad Lëtzebuerg am Bierger-Center all 
Dag (jours ouvrables) vun 8 Auer bis 17 
Auer am Bierger-Center präsent fir de Leit 
op hir konkret Froen ze äntweren, resp. hir 
Reklamatiounen entgéintzehuelen, dëst 
natierlech andeems sech un d’Besoine vun 
de jeeweilege Persounen adaptéiert gouf. 
Och net ze vergiessen, datt de Service IBS 
ëmmer zur Verfügung steet fir  Demandë 
vu Leit mat spezifesche Bedürfnisser 
entgéintzekommen, respektiv a spezi-
elle Situatioune behëlleflech ze sinn. u

Nogehaakt ... bei der Stater Buergermeeschtesch Lydie Polfer

Den Inhalt vun enger Question urgente (15. Juni 2016) am Stater Gemengerot, bezitt sech op Informatiounen iwwer de PAG an op de Fait, 
dass dës nach net wierklech accessibel kommunizéiert goufen. D’Propose, eng Brochür zum Thema a „Leichter Sprache“ (op FR an DE) 
unzefäerdegen, gouf net ugeholl. Bleift et bei dëser Decisioun? Falls jo: Wéi erkläert dir dës Decisioun um Niveau vun der Verflichtung 
sech un d’Convention relative aux droits des personnes handicapées ze halen, déi vun der Chamber ratifizéiert gouf?

Zesummefaassung a Liichter 
Sprooch

PAG heescht Plan d’aménagement 
général. 

Dat ass e Plang.

An deem steet dran, wat an Zukunft mat 
villen Terrainen zu Lëtzebuerg geschitt. 

De laangen Text ass op Franséisch an 
zimlech komplizéiert. 

Dofir versti vill Leit net, wat dra steet.

D’Stad Lëtzebuerg léisst den Text awer 
net a Liicht Sprooch iwwersetzen.

D’Stater Buergermeeschtesch erkläert 
firwat dat sou ass.

Dës Fro gouf per Mail beäntwert.


